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Wärmeplanung in Rheinland-Pfalz:
Regionale Potenziale nachhaltig nutzen
Rheinland-Pfalz plant ein neues Konzept zur kommunalen

Wärmeplanung. Verbraucherzentralen fordern mehr
Transparenz und Beteiligung.

In Rheinland-Pfalz hat das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt,
Energie und Mobilität einen neuen Entwurf zur Umsetzung des
bereits bestehenden Wärmeplanungsgesetzes (WPG)
vorgestellt. Dieses Gesetz, das auf Bundesebene verabschiedet
wurde, hat das Ziel, in den Kommunen die Wärmeversorgung
umweltfreundlicher und effizienter zu gestalten. Die Behörden
haben jetzt verschiedene Verbände um ihre Stellungnahme
gebeten, um sicherzustellen, dass die Interessen aller
Betroffenen angemessen berücksichtigt werden.

Ein zentrales Anliegen des Entwurfs ist es, die
Verantwortlichkeiten klar zu definieren, damit ein reibungsloser
Umstieg auf fossilfreie Wärmequellen möglich wird. Die
Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz zeigt sich optimistisch und
bewertet den Vorschlag als grundsätzlich geeignet, um die
regional differierenden Potentiale für klimaneutrale
Wärmeerzeugung bestmöglich zu nutzen. „Die Voraussetzung,
damit die Wärmewende gelingt, ist die Steigerung des Anteils an
fossilfreier Wärme und die Entwicklung von Wärmenetzen in
unserem Land“, erklärte Heike Troue, die Vorständin der
Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz.

Wichtigkeit der Transparenz und
Planungssicherheit



Die Verbraucherzentrale hebt hervor, wie wichtig Transparenz
und Planungssicherheit für die akzeptierte Umsetzung der
Wärmewende in privaten Haushalten sind. Heike Troue betont,
dass nur wenn die Haushalte fortlaufend informiert werden,
könne das erforderliche Vertrauen in die neuen Systeme
entstehen. Dies schließt ein, dass die zuständigen Stellen
regelmäßig über den Stand der Dinge informieren und die
Bürger aktiv in die Planung einbeziehen.

In der Stellungnahme richtet sich die Verbraucherzentrale auch
an die planungsverantwortlichen Stellen (pvS). Diese sollen für
Einsparungen bei Kosten und Effizienz in kreisfreien und
verbandsfreien Städten, sowie in Verbandsgemeinden zuständig
sein. Der Entwurf sieht vor, dass mehrere Gemeinden
zusammen eine gemeinsame Wärmeplanung vornehmen
können, was als effizienter gilt. Zudem wird die Möglichkeit einer
vereinfachten Wärmeplanung angeboten, was eine schnellere
Umsetzung der Maßnahmen fördern soll.

Organisierte Informationsveranstaltungen zur
Wärmeplanung sollen nach deren Abschluss in den
Verbandsgemeinden stattfinden.
Die betroffenen Bürger müssen rechtzeitig informiert
werden, wenn bestimmte Projekte, wie der Ausbau eines
Wasserstoffnetzes, nicht in Planung sind.
Zu den Informationspflichten gehört auch die
rechtzeitige Mitteilung über den Um- oder Ausbau des
regionalen Stromnetzes.
Es ist vorgesehen, die Teilnehmenden bei umfassenden
Beteiligungsverfahren zu erweitern.
Eine bundesweite Wärmenetzkarte soll erstellt werden,
um für mehr Klarheit zu sorgen.
Es wird ein Verbot angestrebt, das einen Anschluss- und
Benutzungszwang im Rahmen der kommunalen
Wärmeplanung ausschließt.

Die Verbraucherzentrale weist darauf hin, dass der Erfolg dieser
Planungen nicht nur von den Maßnahmen selbst abhängt,



sondern auch von der Offenheit und Zugänglichkeit der
Informationen, die den Bürgern zur Verfügung gestellt werden.
Dies wird als wesentlicher Bestandteil angesehen, um die
Akzeptanz und Unterstützung in der Bevölkerung für die
Wärmewende zu erhöhen.

Die notwendige Beteiligung der Bürger

Ein weiteres Anliegen der Verbraucherzentrale ist die
umfassende Beteiligung der Bürger an den Planungsprozessen.
Der Dialog zwischen den Behörden und den Anwohnern ist
entscheidend, um Bedenken auszuräumen und das Vertrauen in
den geplanten Wandel zu stärken. Durch regelmäßige
Veranstaltungen und Informationskampagnen können Bürger die
Entwicklungen verfolgen und ihre Meinungen einbringen.

Der Entwurf zur kommunalen Wärmeplanung wird in den
nächsten Monaten intensiv diskutiert werden. Es bleibt
abzuwarten, wie die Stellungnahmen der verschiedenen
Verbände und Bürgergruppen in die finale Ausgestaltung des
Gesetzes einfließen werden. Die anschließende Umsetzung
könnte einen großen Schritt in Richtung einer nachhaltigeren
und umweltfreundlicheren Wärmeversorgung in Rheinland-Pfalz
darstellen.

Die bevorstehenden Veränderungen in der Wärmeplanung
dürften viele Haushalte betreffen, denn das jeweilige Projekt
könnte langfristige Auswirkungen auf die Kosten für Heizung und
Warmwasser haben. Daher ist es von großer Bedeutung, alle
Aspekte transparent zu kommunizieren und den Bürgern aktiv
zuzuhören, um so eine breite akzeptanz für die Maßnahmen zu
schaffen.

Informationen zu den spezifischen Punkten und Forderungen
sind in der ausführlichen Stellungnahme der
Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz nachzulesen.

Hintergrundinformationen zur



Wärmeplanung in Rheinland-Pfalz

Die Notwendigkeit einer umfassenden Wärmeplanung in
Rheinland-Pfalz ist eng mit den Zielen der Energiewende und
dem Klimaschutz verbunden. Deutschland hat sich verpflichtet,
den Ausstoß von Treibhausgasen erheblich zu reduzieren. Dies
erfordert eine Umstellung der Energieversorgung, insbesondere
im Bereich der Wärmeversorgung, wo fossile Brennstoffe wie Öl
und Erdgas traditionell dominieren. 

Rheinland-Pfalz hat dabei ein besonderes Potenzial zur Nutzung
erneuerbarer Energiequellen, insbesondere durch Biomasse,
Solarthermie und Geothermie. Laut dem Ministerium für
Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität sind diese
Ressourcen in vielen Regionen des Landes vorhanden und
können zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes eingesetzt werden.
Die Umsetzung des Wärmeplanungsgesetzes ist ein Schritt, um
diese Ressourcen zu identifizieren und zu nutzen, um die
Wärmeversorgung langfristig klimaneutral zu gestalten.

Relevante Statistiken und Daten zur
Wärmeversorgung

Laut einer Studie des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie (BMWi) aus dem Jahr 2023 entfallen in Deutschland rund
66% des gesamten Endenergieverbrauchs auf den
Wärmesektor. Davon werden über 90% der Wärme noch aus
fossilen Energieträgern erzeugt. Der Übergang zu
klimaneutralen Alternativen ist daher zwingend erforderlich.

In Rheinland-Pfalz betrug der Anteil erneuerbarer Energien an
der gesamten Wärmeversorgung im Jahr 2022 laut Statistik von
EnergieRLP nur etwa 22%. Um die Klimaziele zu erreichen, wäre
es erforderlich, diesen Anteil signifikant zu erhöhen. Die
Integration von klimaneutral erzeugter Wärme in die
bestehenden Wärmenetze wird als Schlüsselmaßnahme
angesehen, um die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu



verringern und gleichzeitig die Akzeptanz der Bürger zu fördern.

66% des Endenergieverbrauchs in Deutschland entfallen
auf den Wärmesektor.
Über 90% der Wärme stammen noch aus fossilen
Energieträgern.
In Rheinland-Pfalz lag der Anteil erneuerbarer Energien
an der Wärmeversorgung 2022 bei 22%.

Die Schaffung einer transparenten Planung und Information für
die Bürger sei essenziell, damit diese den Übergang hin zu
klimaneutraler Wärmeversorgung positiv annehmen, so die
Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz.
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